
Merkblatt: 

Jugendliche Auszubildende in der Papierindustrie 

und das JArbSchG 

 

 

Während volljährige Auszubildende grundsätzlich in allen Schichtsystemen eingesetzt werden 

können, gilt für die Beschäftigung von jugendlichen Auszubildenden (Minderjährige ab 15 Jah-

ren) das Jugendarbeitsschutzgesetz mit seinen Beschränkungen.  

 

Für Jugendliche, die noch der Vollzeitschulpflicht unterliegen, finden die für Kinder geltenden 

Regeln Anwendung. 

 

Hier die wichtigsten Vorschriften: 

 

 Arbeitszeit 

Jugendliche dürfen grundsätzlich nicht mehr als 8 Stunden täglich und 40 Stunden wö-

chentlich beschäftigt werden (§ 8 JArbSchG). 

 

Die Beschäftigung an einzelnen Tagen bis zu 8,5 Stunden ist möglich, aber nur, wenn an 

einem anderen Tag der Woche ein entsprechender Ausgleich erfolgt. 40 Stunden in der 

Woche sind also grundsätzlich das Limit. Auch hiervon gibt es allerdings eine Ausnahme, 

wenn nämlich ein Brückentag vor-/nachgearbeitet werden soll. In diesem Fall darf die aus-

fallende Arbeitszeit auf die Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage ein-

schließenden Wochen (nur) dergestalt verteilt werden, dass die Wochenarbeitszeit im 

Durchschnitt dieser fünf Wochen 40 Stunden nicht überschreitet. Die tägliche Arbeitszeit 

darf hierbei 8,5 Stunden nicht überschreiten. 

 

 Pausen 

Jugendlichen müssen im Voraus feststehende Pausen von angemessener Dauer gewährt 

werden (§ 11 JArbSchG).  

 

Bei einer Arbeitszeit von 4,5 bis 6 Stunden haben Jugendliche Anspruch auf eine halbe 

Stunde Pause. Bei einer Arbeitszeit von mehr als 6 Stunden haben Jugendliche Anspruch 

auf 1 Stunde Pause. Die Pause darf frühestens 1 Stunde nach Arbeitsbeginn, sie muss 

aber spätestens nach 4,5 Stunden Arbeitszeit gewährt werden, und die letzte Pause muss 

spätestens 1 Stunde vor dem Arbeitsende liegen. Ein Pausenabschnitt muss mindestens 

15 Minuten betragen und der Azubi darf die Pause frei gestalten. Beträgt die Pause weni-

ger als 15 Minuten, gilt sie nicht als Pause. Der Azubi darf in der Pause keine Bereitschaft 

haben. Arbeitsunterbrechungen aus anderen Gründen, wie zum Beispiel eine Störung o-

der Bereitschaft, gelten nicht als Pause.  

 

 Schichtarbeit und Schichtzeit  

Jugendliche Auszubildende können allenfalls im Zweischichtbetrieb eingesetzt werden, 

denn bei ihnen ist Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit grundsätzlich ausgeschlossen 

(siehe unten). Aus diesem Grund können auch keine Kurzpausen von angemessener 

Dauer im Sinne des § 6 Ziff. 2.3 MTV gewährt werden, da die Kurzpausen Arbeiten in 

mindestens Dreischichtbetrieb erfordern. 

 

Die Schichtzeit ist die gesamte Zeit, die zwischen dem Arbeitsbeginn und dem Arbeits-

ende inklusive Ruhepausen liegt. Die Schichtzeit darf bei Jugendlichen in der Papierin-

dustrie maximal 10 Stunden betragen (§§ 4,12 JArbSchG). 
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 Tägliche Freizeit 

Zwischen zwei Schichten muss eine ausreichende Ruhezeit / Freizeit liegen. Das sind für 

Auszubildende unter 18 Jahren mindestens ununterbrochen 12 Stunden (§ 13 JArbSchG). 

 

 Nachtruhe 

Jugendliche dürfen grundsätzlich nur in der Zeit zwischen 06:00 Uhr und 20:00 Uhr be-

schäftigt werden. 

 

Nur für Jugendliche über 16 Jahre bestehen Ausnahmen; sie dürfen z. B. in mehrschich-

tigen Betrieben bis 23:00 Uhr beschäftigt werden (§ 14 JArbSchG). 

 

An dem einem Berufsschultag unmittelbar vorangehenden Tag dürfen Jugendliche 

– auch wenn sie älter als 16 Jahre sind – nicht nach 20:00 Uhr beschäftigt werden, wenn 

der Unterricht vor 09:00 Uhr beginnt.  

 

Weitere Ausnahmen gelten aus verkehrstechnischen Gründen bei vorheriger Anzeige an 

die Aufsichtsbehörde (§ 14 Abs. 5 JArbSchG), bei „Hitzebetrieben“ (§ 14 Abs. 6 JArb-

SchG) und bei besonderen Veranstaltungen am Abend, an denen die Jugendlichen mit-

wirken (§ 14 Abs. 7 JArbSchG). 

 

 5-Tage-Woche 

Für Jugendliche gilt die 5-Tage-Woche (§ 15 JArbSchG). Die beiden wöchentlichen Ru-

hetage sollen nach Möglichkeit aufeinander folgen. 

 

 Samstags- und Sonntagsruhe 

An Samstagen und an Sonntagen dürfen Jugendliche in der Papierindustrie grundsätzlich 

nicht beschäftigt werden (§§ 16, 17 JArbSchG). 

 

Hierunter fällt auch ausbildungsbezogener Unterricht im Betrieb.  

 

 Feiertagsruhe 

Am 24.12. und 31.12. nach 14:00 Uhr sowie an gesetzlichen Feiertagen dürfen Jugendli-

che ebenfalls grundsätzlich nicht beschäftigt werden (§ 18 JArbSchG). 

 

 Berufsschulzeiten, Prüfungen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßahmen 

Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Teilnahme am Berufsschulunterricht freizu-

stellen. Ein Jugendlicher darf vor einem vor 09:00 Uhr beginnenden Berufsschulunterricht 

nicht beschäftigt werden. An einem Berufsschultag mit mehr als 5 Unterrichtsstunden von 

mindestens je 45 Minuten, einmal die Woche, darf der Jugendliche nicht (mehr) beschäf-

tigt werden. 

 

Der Jugendliche darf ferner nicht beschäftigt werden in Berufsschulwochen mit einem 

planmäßigen Blockunterricht von mindestens 25 Stunden an mindestens 5 Tagen. Hier-

bei sind aber zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu 2 Stunden wö-

chentlich zulässig. 

 

Berufsschultage mit mehr als 5 Unterrichtsstunden von mindestens je 45 Minuten werden 

mit 8 Stunden auf die Arbeitszeit angerechnet. Berufsschulwochen, wie vorgenannt, mit 

25 Stunden werden mit 40 Stunden auf die Arbeitswoche angerechnet (§ 9 JArbSchG). 
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Im Übrigen hat der Arbeitgeber den Jugendlichen für die Teilnahme an Prüfungen freizu-

stellen. Diese Zeit der Freistellung wird auf die Arbeitszeit angerechnet.  

 

Daneben ist der Jugendliche freizustellen an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Ab-

schlussprüfung unmittelbar vorangeht. Dieser Tag wird mit 8 Stunden auf die Arbeitszeit 

angerechnet.  

 

 Urlaub  

Alle Jugendlichen erhalten 30 Arbeitstage Tarifurlaub, der den tariflichen Bestimmungen 

unterliegt. Gem. § 19 Abs. 3 JArbSchG soll der Urlaub in der Zeit der Berufsschulferien 

gegeben werden. Soweit er nicht in den Berufsschulferien gegeben wird, ist für jeden Be-

rufsschultag, an dem die Berufsschule während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer 

Urlaubstag zu gewähren. 

 

 Beschäftigungsverbote und -beschränkungen 

Jugendliche dürfen nicht mit gefährlichen Arbeiten beschäftigt werden (§ 22 JArbSchG), 

d. h. nicht mit Arbeiten,  

 

1. die ihre physische oder psychische Leistungsfähigkeit übersteigen, 

2. bei denen sie sittlichen Gefahren ausgesetzt sind, 

3. die mit Unfallgefahren verbunden sind, von denen anzunehmen ist, dass Jugendliche 

sie wegen mangelnden Sicherheitsbewusstseins oder mangelnder Erfahrung nicht 

erkennen oder nicht abwenden können, 

4. bei denen ihre Gesundheit durch außergewöhnliche Hitze oder Kälte oder starke 

Nässe gefährdet wird, 

5. bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Lärm, Erschütterungen oder Strahlen 

ausgesetzt sind, 

6. bei denen sie schädlichen Einwirkungen von Gefahrstoffen im Sinne des Chemikali-

engesetzes ausgesetzt sind oder 

7. bei denen sie schädlichen Einwirkungen von biologischen Arbeitsstoffen im Sinne der 

Biostoffverordnung ausgesetzt sind. 

 

Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher, soweit 

 

1. dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist, 

2. ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleistet ist und  

3. der Luftgrenzwert bei gefährlichen Stoffen (Nr. 6) unterschritten wird. 

 

Diese Ausnahmen gelten jedoch nicht für den absichtlichen Umgang mit biologischen Ar-

beitsstoffen der Risikogruppen 3 und 4 im Sinne der Biostoffverordnung sowie auch nicht 

für gezielte Tätigkeiten, die nach der Biostoffverordnung der Schutzstufe 3 und 4 zuzu-

ordnen sind. 

 

Werden Jugendliche in einem Betrieb beschäftigt, für den ein Betriebsarzt oder eine Fach-

kraft für Arbeitssicherheit verpflichtet ist, muss ihre betriebsärztliche oder sicherheitstech-

nische Betreuung sichergestellt sein. 

 

 Beurteilung der Arbeitsbedingungen 

Vor Beginn der Beschäftigung und bei wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingungen hat 

der Arbeitgeber die mit der Beschäftigung verbundenen Gefährdungen Jugendlicher zu 

beurteilen. Im Übrigen gelten die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes (§ 28a JArb-

SchG). 
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 Unterweisung über Gefahren 

Vor Beginn der Beschäftigung und bei wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingungen 

sind die Jugendlichen über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Be-

schäftigung ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwen-

dung dieser Gefahren zu unterweisen. Vor der erstmaligen Beschäftigung an Maschinen 

oder gefährlichen Arbeitsstellen oder mit Arbeiten, bei denen sie mit gesundheitsgefähr-

denden Stoffen in Berührung kommen, sind die Jugendlichen über die besonderen Ge-

fahren dieser Arbeiten sowie über das bei ihrer Verrichtung erforderliche Verhalten zu 

unterweisen (§ 29 JArbSchG). 

 

Die Unterweisungen sind in angemessenen Zeitabständen, mindestens aber halbjährlich, 

zu wiederholen. 

 

Der Arbeitgeber beteiligt die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit an der 

Planung, Durchführung und Überwachung der für die Sicherheit und den Gesundheits-

schutz bei der Beschäftigung Jugendlicher geltenden Vorschriften. 

 

 Ärztliche Untersuchungen  

Vor Aufnahme der Tätigkeit hat sich der Jugendliche einer ärztlichen Untersuchung zu 

unterziehen. Ohne Vorlage der entsprechenden Bescheinigung vom Arzt über die Unter-

suchung darf der Jugendliche nicht beschäftigt werden. Die Untersuchung darf nicht län-

ger als 14 Monate vor Aufnahme der Tätigkeit zurückliegen (§ 32 JArbSchG). 

 

Ein Jahr nach Beschäftigungsaufnahme muss der Jugendliche die Bescheinigung eines 

Arztes darüber vorlegen, dass er nachuntersucht worden ist (erste Nachuntersuchung). 

Die Nachuntersuchung darf nicht länger als drei Monate zurückliegen. Neun Monate nach 

Aufnahme der Beschäftigung soll der Arbeitgeber den Jugendlichen nachdrücklich auf 

diese Umstände hinweisen und ihn auffordern, die Untersuchung bis dahin durchführen 

zu lassen. Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf eines Jahres vor, 

hat ihn der Arbeitgeber innerhalb eines Monats hierzu schriftlich aufzufordern unter Hin-

weis auf das nach 14 Monaten ansonsten drohende Beschäftigungsverbot. Sollte die Be-

scheinigung nämlich 14 Monate nach Aufnahme der ersten Beschäftigung noch immer 

nicht vorliegen, darf der Jugendliche bis zur Vorlage der Bescheinigung nicht weiterbe-

schäftigt werden (§ 33 JArbSchG). Je eine Durchschrift des Aufforderungsschreibens geht 

an den Personensorgeberechtigten und den Betriebsrat. 

 

Bei einem Wechsel des Ausbildungsbetriebs darf der Jugendliche erst beschäftigt werden, 

wenn die Bescheinigung über die Erstuntersuchung bzw. die Bescheinigung über die erste 

Nachuntersuchung vorgelegt worden sind (§ 36 JArbSchG). 

 

Der Arbeitgeber/Ausbilder muss diese Bescheinigungen aufbewahren, bis der Jugendli-

che entweder die Beschäftigung beendet hat oder volljährig wird. Bei Ausscheiden sind 

ihm die Bescheinigungen auszuhändigen. 
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